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spräche in Erinnerung rufe,
die ich 2020 mit Privatleuten
geführt habe, dann lag das
durchschnittliche Vermögen
pro Familie bei fünf bis sechs
Millionen Euro. In den Treso-
ren lag Bargeld von jeweils
50 000 bis 100 000 Euro, und
auf den Girokonten schlum-
merten Einlagen von jeweils
500 000 bis 600 000 Euro. Was
soll man dazu sagen?

Nun ja, das Bargeld ist nicht
der Gefahr von Strafzinsen,
sondern dem Risiko der Ent-
wertung ausgesetzt. Die Inflati-
on lag zwischen 2010 und
2020 im Schnitt bei 1,26 Prozent pro
Jahr. Wenn dieser Wert bis 2030 anhält,
werden 75 000 Euro auf 58 000 Euro
schmelzen. Und wenn für Sichteinlagen
zusätzliche „Verwahrentgelte“ von 0,3
Prozent pro Jahr fällig werden, dann
schrumpfen 550 000 Euro auf 319 000
Euro. Das Bargeld verliert 23 Prozent
des Wertes, und beim Giralgeld werden
42 Prozent verbrannt. Das ist nicht
schön, doch ich weiß nicht, wie Sie „mei-
ne“ Alternativen beurteilen.

Ich würde das Bargeld, wenn es nicht
mehr als 50 000 Euro sind, einfach im
Tresor liegen lassen, weil Münzen und
Scheine einen gewissen „Wohlfühlef-
fekt“ haben, wenn ich das so ausdrücken
darf. Das ist zwar nicht das tägliche Bad
in Dukaten aus Gold, doch auch der An-
blick von Bargeld vermittelt ein Gefühl
von Freiheit und Unabhängigkeit. Das
ist bei „unsichtbaren“ Einlagen auf Giro-
konten anders, und daher schlage ich
vor, das Giralgeld jeweils zur Hälfte in
die Tilgung von Krediten und die Unter-
stützung bedürftiger Menschen zu ste-
cken. Wenn die Schulden vom Tisch
sind, dann plädiere ich – wiederum zu
gleichen Teilen – für Spenden und Um-
weltaktien.

Bestimmt haben Sie festverzinsliche
Anleihen im Depot. Ist Ihnen bewusst,
dass die Kredite, die Sie entweder Län-
dern wie Dänemark oder Unternehmen
wie Siemens gegeben haben, keine siche-
ren Anlagen sind? Damit meine ich
nicht die Gefahr, dass die Schuldner ihre
Verbindlichkeiten nicht zurückzahlen,
sondern das Risiko, dass die Kurse fal-
len, weil die Zinsen gestiegen sind. Das
wird in folgendem Beispiel deutlich.

Sie besitzen eine Anleihe mit einem
jährlichen Nominalzins von 1 Prozent
und einer Restlaufzeit von zehn Jahren.
Nun steigen die Zinsen über Nacht auf
1,5 und in fünf Jahren auf 2 Prozent, und
dann ist Ihre „sichere“ Anleihe nur noch
91 Prozent wert. Das muss Sie nicht be-
unruhigen, wenn Sie das Papier bis zur
Fälligkeit behalten, doch wenn Sie in Pa-
nik geraten und verkaufen, verlieren Sie
eben 9 Prozent der Anleihe.

Mit diesem Hinweis will ich Ihnen
zwei Dinge sagen. Falls die Zinsen siche-
rer Anleihen auch in den nächsten Jah-
ren um die Nulllinie schlingern werden,
besteht kein Handlungsbedarf, doch
wenn Sie der „festen“ Meinung sind,
dass die Zinsen in naher Zukunft steigen
werden, dann sollten Sie die Anleihen
mit langer Restlaufzeit so bald wie mög-
lich in Obligationen mit kurzer Restlauf-

würdigsten“ Begründungen
auf den Tisch. Die einen Anle-
ger freuen sich über die „ho-
hen“ Guthabenzinsen aus al-
ter Zeit, und die anderen Anle-
ger sind der Meinung, mit den
„billigen“ Krediten könne zu
gegebener Zeit das „schäbige“
Eigenheim renoviert werden.

In meinen Augen sind beide
Argumente grober Unfug. Die
Zinsen für Bausparguthaben
liegen, von „uralten“ Verträ-
gen abgesehen, bei 0,1 bis 0,2
Prozent pro Jahr. Dazu gibt es
Alternativen. Und die Renovie-
rung selbstgenutzter Villen

auf Pump scheint mir ein Stück aus dem
Tollhaus zu sein. Da kann ich Ihnen nur
zwei Dinge ans Herz legen: Bezahlen Sie
die Renovierung aus der Portokasse, und
wenn Sie gerade nicht gut bei Kasse sind,
dann warten Sie, bis sich das „Unwetter“
verzogen hat. Kurzum: Kündigen Sie die
Bausparverträge!

Wenn wir schon bei Sparverträgen
sind, dürfen wir die Kapitallebensversi-
cherungen nicht vergessen. Es ist aller
Ehren wert, fürs Alter vorsorgen zu wol-
len, doch ich kann mir die Frage nicht
verkneifen, ob Ihnen bewusst ist, dass
diese Aufgabe im Alter von 50 Jahren
und mit fünf Millionen im Rücken längst
erledigt ist. Sie sind keine Sparerinnen
mehr, meine Damen, und Sie sind keine
Sparer mehr, meine Herren, die monat-
lich 500 Euro auf die hohe Kante legen
müssen, um im Alter nicht zu verhun-
gern. Sie sind Verwalter und sollten sich
in passender Form um Ihr gutes Geld
kümmern, um es zu bewahren und nicht
wieder zu verlieren. Das ist ein kleiner,
aber feiner Unterschied!

Falls Sie das genauso sehen, dann ho-
len Sie bitte Ihre kleinen und großen Poli-
cen nebst den Kontoauszügen der letzten
fünf Jahre aus den Ordnern. Bitte notie-
ren Sie auf einem Blatt, wie hoch der
Rückkaufswert vor fünf Jahren war.
Dann schreiben Sie auf, wie viel Geld in
den folgenden zwölf Monaten einbezahlt
worden ist. Mit dem zweiten Rückkaufs-
wert können Sie die Rendite des ersten
„Sparjahres der Neuzeit“ berechnen. Da-
nach setzen Sie das Spiel vier Jahre fort,
und am Ende werden Sie sehen, wie
hoch die Verzinsung der Policen in den
letzten 60 Monaten gewesen ist. Die Er-
gebnisse werden hier und da in Ordnung
sein, weil eine Drei oder Vier vor dem
Komma steht, doch die meisten von Ih-
nen werden lange Gesichter ziehen, weil
nur eine Eins oder Zwei vor dem Kom-
ma steht. Sollte mein Verdacht richtig
sein, dann müssen Sie nicht verzweifeln,
weil Sie die Wahl haben: Augen zu und
durch oder Augen auf und aufhören!
Wenn keine Entscheidung möglich ist,
dann plädiere ich für den Kompromiss,
die Versicherung beitragsfrei zu stellen
und die künftigen Sparraten „vernünf-
tig“ anzulegen.

Nun kommen wir zu den Immobilien
unter besonderer Berücksichtigung ver-
mieteter Objekte. Ich stehe bei vielen
Millionären im Ruf, kein Freund von Im-
mobilien zu sein. Das ist in der Tat rich-
tig, ich mag weder Häuser noch Wohnun-
gen zu hohen Preisen und in schlechter
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SOZIALGERICHT REUTLINGEN

Beschluss
in dem Rechtsstreit

Fehu GmbH Zeitarbeit + Personalvermittlung, vertreten durch die
Geschäftsführerin, Zähringerstr. 4, 78050 Villingen-Schwenningen
–Klägerin– gegen Deutsche Rentenversicherung Bund, vertreten
durch das Direktorium, Ruhrstr. 2, 10709 Berlin –Beklagte–
Die 3. Kammer des Sozialgerichts Reutlingen hat am 07.12.2020 in
Reutlingen durch den Richter Dr. Köstler ohne mündliche Verhand-
lung beschlossen:
Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die im Zeitraum vom
01.01.2007 bis 31.12.2009 bei der Klägerin beschäftigt waren sowie
die für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zuständigen Sozial-
versicherungsträger werden aufgefordert, bis zum 31.05.2021 ihre
Beiladung zu beantragen. Wird bis zum 31.05.2021 eine Beiladung
nicht beantragt, wird diese unterbleiben.

Gründe
Mit Bescheid vom 16.11.2016 i.d.F. des Bescheids vom 25.8.2017
(Zeichen: 2304-68-68910349) hat die Beklagte bei der Klägerin die
Nachzahlung von Gesamtsozialversicherungsbeiträgen für die bei ihr
beschäftigten Arbeitnehmer/-innen für den Zeitraum 01.01.2007 bis
31.12.2009 auf Grund einer nach § 28p SGB IV durchgeführten
Betriebsprüfung geltend gemacht. Die Klägerin hat gegen diese
Bescheide in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 17.12.2018
Klage vor dem Sozialgericht Reutlingen erhoben (Az. S 3 BA 194/19).
Sind an einem streitigen Rechtsverhältnis Dritte derart beteiligt, dass
die Entscheidung auch ihnen gegenüber nur einheitlich ergehen kann,
so sind sie zum Verfahren beizuladen. Kommt aus diesem Grund die
Beiladung von mehr als 20 Personen in Betracht, kann das Gericht
durch Beschluss anordnen, dass nur solche Personen beigeladen
werden, die dies innerhalb einer bestimmten Frist beantragen (§ 75
Abs. 2a Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG)). Das erkennende Gericht
macht von dieser Möglichkeit Gebrauch. Die Beiladung ist beim Sozi-
algericht Reutlingen, Schulstraße 11, 72764 Reutlingen, schriftlich
oder mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle bis zum 31.05.2021 zu beantragen. Auf die Möglichkeit zur Wie-
dereinsetzung in den vorigen Stand nach § 67 SGG wird hingewiesen.

Rechtsmittelbelehrung
Der Beschluss über die Beschränkung der Beiladung ist gem.
§ 75 Abs. 2a Satz 2 SGG unanfechtbar.

Sozialgericht Detmold
Az.: S 17 BA 50/18

Beschluss
In dem Rechtsstreit
GT-Gastro GmbH, vertreten durch den Geschäftsführer Ralf Schu-
bert, Kökerstraße 5, 33330 Gütersloh
Klägerin
Proz.-Bev.:
Rechtsanwalt Dr. Jürgen Brand, Neumarktstraße 2c, 58095 Hagen
g e g e n
Deutsche Rentenversicherung Westfalen, vertreten durch die Geschäfts-
führung, Gartenstraße 194, 48147 Münster, Gz: – 4611-0156-17 –
Beklagte
hat die 17. Kammer des Sozialgerichts Detmold am 08.01.2021 durch
die Vorsitzende, Richterin am Sozialgericht Vahle-Kuhlmann, ohne
mündliche Verhandlung beschlossen:
Zum Verfahren werden – nur – solche Personen und Einzugs-
stellen beigeladen, die dies bis zum 15.02.2021 beim Sozial-
gericht Detmold, Richthofenstraße 3. 32756 Detmold schriftlich
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle
beantragen.
Gründe
Sind an einem streitigen Rechtsverhältnis Dritte derart beteiligt, dass
die Entscheidung auch ihnen gegenüber nur einheitlich ergehen kann,
so sind sie beizuladen (§ 75 Abs. 2 erste Alt. Sozialgerichtsgesetz
[SGG]). Kommt insoweit die Beiladung von mehr als 20 Personen in
Betracht, kann das Gericht durch Beschluss anordnen, dass nur
solche Personen beigeladen werden, die dies innerhalb einer be-
stimmten Frist beantragen (§ 75 Abs. 2a Satz 1 SGG).
Diese Voraussetzungen liegen hier vor. Das Gericht hält die eröffnete
Vorgehensweise zur Abkürzung und Vereinfachung des Verfahrens für
Geboten.
Diese Entscheidung ist unanfechtbar (§ 75 Abs. 2 Satz 2 SGG).
Detmold, den 08.01.2021
Die Vorsitzende der 17. Kammer
Vahle-Kuhlmann
Richterin am Sozialgericht

Bekanntmachungen

maf. FRANKFURT. Eine Marktbereini-
gung ist in der Corona-Krise ausgeblieben.
„Stattdessen“, beklagt Bernhard Matthes,
Portfoliomanager der Bank für Kirche und
Caritas (BKC), im Gespräch mit der
F.A.Z., „werden die Märkte durch ein noch
nie dagewesenes Ausmaß an fiskal- und
geldpolitischen Hilfspaketen gestützt.“ Da-
mit blieben die Preise für Risiken weiter-
hin verzerrt, und die Anleger wüssten
nicht, wo der fundamentale Boden liege,
der durch einen Verzicht auf Interventio-
nen zu erkennen gewesen wäre. Matthes
leitet das BKC Asset Management, das Pu-
blikumsfonds, Vermögensverwaltung so-
wie Spezialfonds für Stiftungen und kirchli-
che Institutionen anbietet. Als ihre Kern-
kompetenz versteht die 1972 als Genossen-
schaft gegründete Bank für Kirche und Ca-
ritas aus Paderborn die ethisch-nachhalti-
ge Geldanlage. Das Institut hat eine Bilanz-
summe von 5,1 Milliarden Euro.

„Schon vor der Corona-Krise ist der
Markt reif für eine Korrektur gewesen“,
sagt Matthes. Es herrsche derzeit eine
sehr spekulative Entwicklung. Das zeig-
ten die hohen Bewertungen der jüngsten
Börsengänge oder auch der Boom um die
intransparenten Mantelgesellschaften für
Übernahmen, die sogenannten Spacs.
Schließlich zockten immer mehr Privatan-
leger mit Derivatkonstruktionen. Das al-
les treffe auf einen schon teuren Markt.

„Kurzfristig sehe ich keine Inflationsge-
fahr, aber mittel- und langfristig umso
mehr“, warnt Matthes. Die Verbindung
von ultralockerer Geldpolitik mit sehr ex-
pansiver Fiskalpolitik in der Corona-Krise
habe die Gefahr erhöht. Der Portfolioma-
nager befürchtet, dass sich die Notenban-
ken in eine Ecke manövriert hätten, in der
sie nicht mehr gegen eine Inflation vorge-
hen könnten. Dazu wäre es nötig, bald die
Liquidität wieder zurückzuführen und die
Zinsen deutlich zu erhöhen. Die daraus re-
sultierenden Marktverwerfungen wollten
die Notenbanken nicht riskieren.

Der Anstieg der amerikanischen Rendi-
ten und die Erholung des Dollars beweg-
ten sich noch im Rahmen. Die amerikani-
sche Notenbank werde erst eingreifen,
wenn es dem Aktienmarkt weh tue. Anlei-
hen dienten nicht mehr als Schutz vor ei-
ner Korrektur am Aktienmarkt. Anleihen
von Emittenten mit erstklassiger Bonität
wie zum Beispiel dem deutschen Staat wei-
sen seit langem negative Renditen auf. „Sie
liefern keinen Ertrag mehr, vielmehr muss
der Anleger sogar noch draufzahlen“, sagt
Matthes. Darüber hinaus könnten sie kein
Portfolio mehr stabilisieren. Das sei im
März 2020, also im Corona-Crash, zu beob-
achten gewesen, als mit Anleihen des deut-
schen, schweizerischen oder japanischen
Staats die Kursverluste am Aktienmarkt
nicht aufgefangen hätten werden können.

Schutz böten andere Instrumente wie
zum Beispiel Gold oder auch inflationsin-
dexierte Anleihen. Doch das Volumen an
Anleihen mit Inflationsschutz sei sehr ge-
ring, was auch daran liege, dass mit der
Geldentwertung die Schuldenlast der Staa-
ten weginflationiert werden solle. Ein wei-
teres Instrument sind für Matthes soge-
nannte Cat-Bonds, die meist von Rückver-
sicherern begeben werden, um die Risiken
aus Naturkatastrophen auf mehrere Anle-
ger zu verteilen. „Diese Anleihen sind die
einzigen, die noch angemessen die Investo-
ren für die Risikoübernahme kompensie-
ren.“ Die Vermögensverwalter der BKC ha-
ben nach seinen Worten in ihren Anlagen
Anleihen deutlich abgebaut, Aktien leicht
und alternative Anlagen wie zum Beispiel
Edelmetalle oder Cat-Bonds stark überge-
wichtet.

Sehr kritisch verfolgt er die Bemühun-
gen der Europäischen Zentralbank (EZB),
einen digitalen Euro zu entwickeln. „Der
digitale Euro ist meines Erachtens die letz-
te Möglichkeit einer Geldpolitik, die mit ih-
ren konventionellen Instrumenten am
Ende ist.“ Matthes fürchtet ein hohes Miss-
brauchspotential, insbesondere wegen der
Überwachungsmöglichkeiten und der Män-
gel im Datenschutz. „Es ist bezeichnend,
wenn ein totalitäres Regime wie in China
die Entwicklung von digitalem Geld voran-
treibt“, gibt er zu bedenken.

Volker Looman

„Derzeit sehr spekulative Entwicklung“
Bank für Kirche und Caritas hält Marktkorrektur für erforderlich
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